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Kleine Anfrage 8415 
 
der Abgeordneten Anja Butschkau   SPD 
 
 
Umsetzung des Gewalthilfegesetzes in Nordrhein-Westfalen 
 
 
Mit dem Gewalthilfegesetz wird erstmals ein bundesgesetzlicher Rechtsanspruch auf Schutz 
und Beratung für von geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt betroffene Frauen 
eingeführt. Mit der Verankerung dieses Rechtsanspruchs war die Erwartung verbunden, dass 
Gewaltschutz als staatliche Pflichtaufgabe auch mit einer verlässlichen, bedarfsgerechten und 
dauerhaft auskömmlichen Finanzierung des Hilfesystems einhergeht. 
 
Die Träger der Beratungs-, Präventions- und Schutzangebote weisen seit Jahren darauf hin, 
dass gemeinnützige Träger bestehende Finanzierungslücken nicht aus Eigenmitteln schließen 
müssen dürfen. Sie fordern, dass die öffentliche Hand ihrer Verantwortung für den 
Gewaltschutz durch eine vollständige und bedarfsgerechte Finanzierung der erforderlichen 
Angebote nachkommt. Auch die SPD-Fraktion hat sich in den vergangenen Jahren wiederholt 
für eine kostendeckende Finanzierung des Hilfesystems eingesetzt. 
 
Der kürzlich in die Verbändeanhörung gestartete Referentenentwurf zur Umsetzung des 
Gewalthilfegesetzes in Nordrhein-Westfalen lässt jedoch offen, was unter einer 
„angemessenen finanziellen Förderung“ konkret zu verstehen ist. Insbesondere bleibt unklar, 
ob die Landesregierung plant, die Förderung der Beratungs-, Präventions- und 
Schutzangebote an einen Eigenanteil der Träger zu knüpfen oder ob sie eine vollständige 
Finanzierung der notwendigen Kosten sicherstellen will. 
 
Neben den landesgeförderten Angeboten gibt es eine größere Anzahl von Angeboten, die 
freiwillig durch die Kommunen gefördert werden. Da zum 01.01.2027 der § 5 des 
Gewalthilfegesetzes und damit der Sicherstellungsauftrag der Länder in Kraft tritt, befürchten 
die Verbände, dass die Kommunen die Förderung beenden, da das Land nun kraft Gesetzes 
für die Bereitstellung dieser Angebote zuständig ist.  
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wie definiert die Landesregierung den im Gewalthilfegesetz (§ 5 Abs. 3) und im 

Referentenentwurf des dazugehörigen Landesausführungsgesetzes (§ 6 Abs. 2) 
verwendeten Begriff der „angemessenen finanziellen Förderung“? 

 
2. Beabsichtigt die Landesregierung, die Förderung der im § 6 des Gewalthilfegesetzes 

genannten Einrichtungen an einen Eigenanteil der Träger zu knüpfen? 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20525 

 
 

2 

3. Welche Informationen zur künftigen Finanzierungssystematik hat die Landesregierung 
den Trägern bislang mitgeteilt? 
 

4. Wie viele Träger bislang nicht landesgeförderter Einrichtungen haben sich mit Blick auf 
eine Aufnahme in die Landesförderung ab dem 1. Januar 2027 an die Landesregierung 
gewandt? (bitte einzeln aufführen) 

 
5. Wie beabsichtigt die Landesregierung, mit den unter Frage 4 genannten Förderbegehren 

umzugehen? (bitte für jeden Einzelfall den aktuellen Sachstand aufführen) 
 
 
 
Anja Butschkau 
 


